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[bookmark: _Hlk182226710]Generalunternehmervertrag inkl. Ingenieur-/Planungsleistungen vom [_____________] zum Bauvorhaben
„Modernisierung Wohnhochhaus in der Rheinstraße 91-93 in 76185 Karlsruhe“
Projektnummer: 1002005 / WIE 1000150



	zwischen
	Volkswohnung GmbH

	
	Ettlinger-Tor-Platz 2
76137 Karlsruhe



gesetzlich vertreten durch den Geschäftsführer: Diplom-Kaufmann Stefan Storz
 - nachstehend „Auftraggeber“ oder kurz „AG“ genannt -

	und
	[_____________]
	
	[___________]
[___________]



gesetzlich vertreten durch den Geschäftsführer: [_____________]
 - nachstehend „Auftragnehmer“ oder kurz „AN“ genannt –




1 Gegenstand des Vertrages/Leistungsinhalt/Vertragsgrundlagen

1.1 Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer mit der schlüsselfertigen und funktionsgerechten Planung, sowie die Wohnflächenberechnung und Vermietungspläne und Herstellung des Bauvorhabens „Sanierung u. Erweiterung eines Wohn- u. Geschäftsgebäudes, 76133 Karlsruhe, Kronenstraße 24“ nach Maßgabe dieses Vertrages.

1.2 Das Baugrundstück befindet sich in 76133 Karlsruhe, Kronenstraße 24, Flurstück Nr.

2 Vertragsgrundlagen  
2.1 Es gelten die folgenden Vertragsbestandteile in nachstehend aufgeführter Rang- und Reihenfolge:

2.1.1 Die Bestimmungen dieses VOB/B-Generalunternehmervertrages mit folgenden, beigefügten Vertragsbedingungen:
2.1.1.1	Hinweisblatt zur Verwendung umweltverträglicher Materialien	(Anlage G-40b_Regelung_Verw_umweltv_Materialien_neu)
2.1.1.2	Richtlinie zum Baumschutz auf Baustellen (Anlage G-40d_Richtlinie_SchutzstaedtBaeume)
2.1.1.3	Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten nach DS-GVO (Anlage G-40e_Info_Verarbeitung_pers_Daten_DS-GVO)
2.1.1.4	Besondere Vertragsbedingungen zur Erfüllung der Tariftreue- und Mindestentgeltverpflichtungen nach dem Tariftreue- und Mindestlohngesetz für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz-LTMG) (Anlage G-40f_BVB_Erfuellung_Tariftreue-Mindestlohn_neu)
2.1.1.5	Regelungen zur Beachtung der Russland Sanktionen (Anlage G-40i_BVB_Russland Sanktionen Mai 2024(7029598.1))
2.1.1.6	Verhaltenskodex (Anlage G-40k_Verhaltenskodex_CodeOfConduct)
2.1.1.7	Besondere Vertragsbedingungen für die digitale Projektabwicklung (Anlage G-40l_BVB_Digitale Projektabwicklung)
2.1.2	Der Darlehensvertrag „Finanzierung von Wohnraum“ KfW „BEG Wohngebäude Effizienzhaus“ vom 04.06.2025. Effizienzhausklasse: Effizienzhaus 55 ohne EE-Klasse/ohne NH-Klasse (Anlagen 1.2.5_KRO24_GU_DahrlehensvertragKfW.pdf).
2.1.3 Die Baugenehmigung vom 26.03.2025 einschließlich aller Nachträge falls vorhanden, Auflagen und Nebenbestimmungen (Anlage 2025-04-15_Baugenehmigung.pdf).
2.1.4 Die Entwässerungsgenehmigung vom 03.04.2025
2.1.5 Das Schadstoffgutachten vom März 2021(Anlage: Vowo Kronenstraße 24 Bericht 20210305) mit den ergänzenden 
Abfalltechnischen Erkundung vom 10.11.2023 (Anlage: 23-0150_2023_11_10_Ergänzende Abfalltechnische Erkundung)
2.1.5 Die funktionale Leistungsbeschreibung vom 17.03.2026 (Anlage 2026-03-17 FLB KRO24.pdf) mit den Zusätzlichen Leistungsanforderungen 2026-07-24 KRO24 offene Punkte Schadstoffe Innenbereich_b.pdf, 2026-07-30 KRO24 Koordinierung BE-Fläche_b.pdf, 2026-08-05 KRO24 Weihnachsbeleuchtung_b.pdf, KRO24 LV Vorgezogene Maßnahme Sockelarbeiten.pdf, KRO24 LV-Pläne Sockelarbeiten.pdf und dem Inhaltsverzeichnis KRO-AR-6-XX-Inhv_2026-08-13.pdf
2.1.6 Die Fabrikatsliste vom 27.06.2025 (Anlage 1.2.2_2025-06-27 KRO24 Fabrikatliste.xlsx). Die Bemusterung der __________erfolgt  am____________. 
2.1.7 Die Mindestanforderungen und Spielräume vom 16.01.2026 (Anlage: 1.2.3_Mindestanforderungen und Spielräume.xlsx) 
2.1.8 Der Anforderungskatalog für die Planung/ Erstellung multimediafähiger Medienversorgungen der Volkswohnung GmbH und deren Tochterunternehmen (Anlage G-40h_NURbeiElektro_20221116_Leitfaden_Multimedia_v0.8e)
2.1.9 Der Anforderungskatalog für die Planung/Erstellung von Wärme- und Wassermessstellen der Volkswohnung GmbH und deren Tochterunternehmen (Anlage G-40h_NURbeiHLS_LeitfadenMesstechnik_2023-08-02-v10e)
2.1.10 Die Anforderungen zum Schallschutz, der Bauphysik, des Brandschutzes gemäß Ausschreibungsunterlagen
2.1.10 	Die Minder-/Mehrkostenliste (MMK) vom _____________ (Anlage #) 
2.1.11	Das Angebot des Auftragnehmers vom ____________ (Anlage #) mit den Überarbeitungen aufgrund des Gesprächs der Vertragsparteien am ___________ (Anlage #) und den Ergänzungen vom ________________ (Anlage #).
2.1.11	Die Schnittstellenliste vom 14.08.2026 (Anlage KRO_AR-6-XX_Schnittst-AG-AN-2026-08-14.pdf)
2.1.13	Die Pläne und Zeichnungen gemäß Planverzeichnissen der Ausschreibung
2.1.14	Die Vergabe-/Ausschreibungsunterlagen mit den Anlagen, die nicht bereits ohnehin Vertragsbestandteil sind 
[bookmark: _Hlk182310613]2.1.15	Der abgestimmte Bauzeitenplan vom __________, Plannummer ____________  (Anlage #).
2.1.16	Der Zahlungsplan mit Terminplan vom ______________ (Anlage #).
2.1.17	Muster der Vertragserfüllungsbürgschaft (Anlage G-40j_VGH_Vertragserfuellungsbuergschaft_421).
2.1.18	Muster der Mängelhaftungsbürgschaft (Anlage G_40j-VHB_Maengelanspruechbuergschaft_422).
2.1.19	Die allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere alle EU-Vorschriften, alle DIN-Vorschriften, alle einschlägigen Gewerbe- und Brandschutzbestimmungen, alle öffentlich-rechtlichen Vorschriften, insbesondere auch die Holzbaurichtlinie Baden-Württemberg, die Landesbauordnung sowie zum Umweltschutz und zur Arbeitssicherheit, die Unfallverhütungsvorschriften, die Herstellerhinweise, die VDI-, VDE- und VDS-Bestimmungen, alle Vorschriften der Berufsgenossenschaft sowie die KfW-Standards : Effizienzhaus 55 ohne EE-Klasse/ohne NH-Klasse.
2.1.20	Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil B (VOB/B) und hierüber gemäß § 1 Abs. 2 VOB/B die VOB/C, jeweils in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung.
2.1.21	Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB).

2.2 Bei Widersprüchen zwischen den unter Ziff. 2.1 dieses Vertrages genannten Vertragsgrundlagen bestimmt sich das Rangverhältnis nach der Reihenfolge der Auflistung. Bei Widersprüchen zwischen gleichrangigen Vertragsgrundlagen oder innerhalb einer Vertragsgrundlage geht im Zweifel die jüngere Vereinbarung der älteren und die konkretere und höherwertigere der allgemeineren vor. Ein Widerspruch im vorgenannten Sinne liegt nicht vor, wenn eine nachrangige Vertragsgrundlage eine vorherige lediglich ergänzt oder konkretisiert.

2.3 Liegt aus der Sicht des AN ein Widerspruch zwischen den in Ziff. 2.1 dieses Vertrages genannten Vertragsgrundlagen vor, ist der AN verpflichtet, den AG rechtzeitig vor der Ausführung der davon betroffenen Leistung auf diesen angeblichen Widerspruch hinzuweisen und eine Entscheidung des AG über Art und Umfang der tatsächlich geforderten Leistung herbeizuführen. Sollte sich der Vertrag als lückenhaft erweisen oder sollten Widersprüche trotz der oben genannten Bestimmung der Rangfolge der Anlagen nicht auflösbar sein, so sind sich die Parteien einig, dass der Auftragnehmer eine solche Leistung schuldet, die in ihrer Qualität den im Vertrag beschriebenen Leistungen entspricht; die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen und die allgemein anerkannten Regeln der Technik müssen eingehalten werden.

2.4 Allgemeine Geschäftsbedingungen des AN (wie etwa Liefer- und Zahlungsbedingungen, Auftragsbedingungen, Verkaufsbedingungen usw.) sowie in diesem Vertrag nicht aufgeführte Protokolle oder sonstige Korrespondenz bilden keine Vertragsgrundlage und haben auch dann keine Gültigkeit, wenn auf diese im Angebot des AN oder in sonstigen Schriftstücken Bezug genommen wird.

3 Leistungsinhalt

3.1 Der AN verpflichtet sich, das Bauvorhaben nach Maßgabe dieses Vertrages zu planen und zu errichten. Der Auftragnehmer hat termingerecht sämtliche Lieferungen und Leistungen zu erbringen, die zur bezugs- und schlüsselfertigen sowie vollständigen, funktionsfähigen und mangelfreien Erstellung des Bauvorhabens nach Maßgabe dieses Vertrages erforderlich sind, selbst wenn diese Leistungen nicht ausdrücklich in den Vertragsgrundlagen unter Ziff. 2.1 dieses Vertrages beschrieben werden, jedoch aus der Sicht eines sachkundigen Auftragnehmers bei Vertragsschluss zur Herbeiführung des Gesamterfolges zu erbringen sind. Die Kostenverteilung ergibt sich im Übrigen aus der Schnittstellenliste vom 28.11.2025 (Anlage KRO_AR-6-XX_Schnittst-AG-AN-2026-08-14.pdf.) Im Leistungsumfang des Auftragnehmers nicht enthalten, sind nur solche Leistungen, die ausdrücklich vom Auftraggeber nach der Schnittstellenliste selbst zu erbringen sind.

3.2 Der AN ist verpflichtet, die funktionale Leistungsbeschreibung vom 17.03.2026 (Anlage 2026-03-17 FLB KRO24.pdf), die überreichten Planunterlagen, den Darlehensvertrag (Anlage: 1.2.5_KRO24_GU_Darlehensvertrag KfW.pdf) sowie alle weiteren Vertragsunterlagen innerhalb von zwei Monaten nach Zuschlagserteilung gewissenhaft zu prüfen und den AG auf Widersprüche, Unklarheiten und/oder Ungenauigkeiten einzelner Vertragsbestandteile, die sich auf Art und Umfang der zu erbringenden Leistungen beziehen, schriftlich hinzuweisen. Etwaige Mängel/Unzulänglichkeiten der überreichten Planunter-lagen hat der AN dem AG schriftlich mitzuteilen und diese so konkret zu benennen, dass der AG in der Lage ist, den Ersteller dieser Planunterlangen (Vorplaner bis einschließlich Leistungsphase 4) erfolgversprechend zur Nachbesserung aufzufordern und seine diesbezüglichen Mängelrechte durchzusetzen.

Veränderungen gegenüber den vorgelegten Plänen, den weiteren Vertragsunterlagen sowie insbesondere von der vorgesehenen Bauart und Ausstattung dürfen nur erfolgen, wenn der AG, unbeschadet von einer etwa erforderlichen baurechtlichen Genehmigung, schriftlich eingewilligt hat und im Übrigen sämtliche (Besonderen) Technischen Anforderungen eingehalten bleiben. 

3.3 Der AN verpflichtet sich, das Bauvorhaben nach Maßgabe dieses Vertrages zu planen und zu errichten. Der Auftragnehmer hat termingerecht sämtliche Lieferungen und Leistungen zu erbringen, die zur bezugs- und schlüsselfertigen sowie vollständigen, funktionsfähigen und mangelfreien Erstellung des Bauvorhabens nach Maßgabe dieses Vertrages erforderlich sind, selbst wenn diese Leistungen nicht ausdrücklich in den Vertragsgrundlagen unter Ziff. 2.1 dieses Vertrages beschrieben werden, jedoch aus der Sicht eines sachkundigen Auftragnehmers bei Vertragsschluss zur Herbeiführung des Gesamterfolges zu erbringen sind. Die Kostenverteilung ergibt sich im Übrigen aus der Schnittstellenliste vom 14.08.2026 (Anlage KRO_AR-6-XX_Schnittst-AG-AN-2025-11-28.pdf.) Im Leistungsumfang des Auftragnehmers nicht enthalten, sind nur solche Leistungen, die ausdrücklich vom Auftraggeber nach der Schnittstellenliste selbst zu erbringen sind.

3.4 Der AN schuldet die Durchführung eines mindestens einwöchigen, störungsfreien Inbetriebnahme mit Probebetriebs des Bauvorhabens samt Einregulierung, Protokollierung und unter Einhaltung  der einschlägigen Vorgaben gemäß    VDI 6039 im Rahmen der geschuldeten Leistung vor Übergabe an den AG. Jegliche Aufwendungen hierfür, wie insbesondere für die Baustellenbewirtschaftung und alle im Zusammenhang mit dem Probebe-trieb erbrachten Leistungen und Aufwendungen, und zwar von der Fertigstellungsmeldung bis zur vertragsgerechten Übergabe an den AG, trägt der AN. Dies umfasst insbesondere auch etwaige Kosten für Winterbaumaßnahmen so-wie Energie- und Betriebskosten. Das Betreiberpersonal des AG ist in Vorbereitung der Übergabe und Abnahme in die Prozesse der Inbetriebnahme und des Probebetriebs einzubeziehen und ordnungsgemäß einzuweisen. Insbesondere gilt dies für die Parametereinstellungen, Funktionsprüfungen sowie die gesamte Vorbereitung und Durchführung Probebetrieb.

3.5 Der AN ist verpflichtet dem AG die zum Betrieb notwendigen Revisionsunterlagen der haustechnischen Gewerke, spätestens 3 Wochen vor Übergabe des Bauvorhabens zu übergeben. Die vollständigen Unterlagen sind bis spätestens 8 Wochen nach Abnahme an den AG zu übergeben. 

3.6 Als Vorleistungen zur eigentlichen Bauausführung schuldet der AN folgende Leistungen:

3.6.3 Beweissicherung
Siehe FLB Punkt 2.5 Beweissicherung. 

3.6.4 Spätestens zwei Wochen nach Beauftragung hat der AN dem AG einen Baustelleneinrichtungsplan vorzulegen. 

3.6.5 Der AN hat das seinem Angebot beigefügte Entsorgungskonzept ordnungsgemäß und insbesondere unter Beachtung aller abfallrechtlichen Vorschriften und vertraglichen Vereinbarungen umzusetzen. 

3.7 Es ist Vertragsbestandteil, dass eine Bemusterung der Produkte auf Grundlage der vom 27.06.2025 (Anlage 1.2.2_2025-06-27 KRO24 Fabrikatliste.xlsx) stattfindet.

2.1.11 [bookmark: _Hlk226476896]Der AN hat hierfür dem AG die in der Fabrikatsliste genannten Produkte zur Bemusterung vorzustellen. Die zu bemusternden Produkte und Materialien sind in einem Bemusterungsterminplan zu erfassen und mit dem AG verbindlich zu klären. Der AN hat die Bemusterung so zu terminieren, dass der Baufortschritt zu keinem Zeitpunkt durch eine fehlende Entscheidung gefährdet wird. Die Vorlage der Produkte und Materialien durch den AN hat mindestens acht Wochen vor dem geplanten Ausführungsbeginn zu erfolgen. Der AG hat mindestens zehn Werktage für die Entscheidungsfindung. Der AG teilt dem AN seine Entscheidung über die zur Ausführung kommenden Produkte und Materialien in Textform mit.  Im Übrigen wird auf die funktionale Leistungsbeschreibung vom 17.03.2026 (Anlage 2026-03-17 FLB KRO24.pdf). und insbesondere die dortigen Regelungen unter Ziff.  2.6 „Bemusterung“ verwiesen. Dem Auftraggeber ist bekannt, dass aufgrund der Terminplanung teilweise kurzzyklische Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse erforderlich sind. Hieraus ergeben sich jedoch keine Abweichungen von den vertraglich vereinbarten Mitwirkungs- und Entscheidungspflichten des AG/AN sowie den Regelungen der VOB/B.

3.8 Es ist Vertragsbestandteil, dass ein Kick-Off Termin vor Beginn der Ausführungsplanung und Baustellenbesprechungen mind. 14-täglich und abschnittsweise gemeinsame (mit den AG) detaillierte Begehungen der Ausführungsabschnitte 05-10 stattfinden. Die Baustellenbesprechungen beinhalten mindestens Informationen zum Projektfortschritt und Terminplan und zur Logistik. Protokolle und Dokumentation sind Aufgabe des AN.

4 Vertretung des Auftragnehmers/Nachunternehmer
4.1 Der Auftragnehmer wird im Umfang der nachstehenden Vollmacht vertreten durch: (zutreffendes entsprechend dem Namen angekreuzt)

…………………………………… ☐  Generalvollmacht ☐ Vollmacht beschränkt auf _				
(Name)
………………………………….... ☐ Generalvollmacht ☐ Vollmacht beschränkt auf 			                	
(Name)

4.2 Der Auftragnehmer hat keine rechtsgeschäftliche Vollmacht des AG und ist nicht befugt, zusätzliche oder geänderte Leistungen namens des Auftraggebers zu beauftragen oder sonstige Verpflichtungen zulasten des Auftraggebers zu begründen.

4.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, unverzüglich nach Vertragsunterzeichnung der zuständigen Baubehörde den Bauleiter gemäß LBO BW  sowie den/die Fachbauleiter zu benennen.

4.4 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungen mit ordnungsgemäß angemeldeten und versicherten Mitarbeitern zu erbringen. Auf die übernommenen Pflichten gemäß § 4 Abs. 2 VOB/B wird ausdrücklich hingewiesen.

4.5 Der AN kann Leistungen für das Bauvorhaben, die er nicht selbst erbringen kann oder möchte, im eigenen Namen und für eigene Rechnung an Architekten, Fachingenieure und Nachunternehmer (auch Subunternehmer genannt) vergeben. In diesem Fall hat er für die Leistungen der Nachunternehmer so einzustehen, als wenn er sie selbst erbringen würde. Bei der Auswahl der Nachunternehmer wird der AN sorgfältig darauf achten, dass eine sach- und fachgerechte Ausführung gewährleistet wird. Der Auftraggeber stimmt hiermit gemäß § 4 Abs. 8 VOB/B einer Übertragung an Nachunternehmer bereits zu.

4.6 Nimmt der AN im Hinblick auf die Kriterien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit im Rahmen einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch und sind die Schwellenwerte des § 106 GWB überschritten, müssen diese gemeinsam mit dem AN für die Auftragsausführung entsprechend des Umfangs der Eignungsleihe haften (§ 6d EU Abs. 2 VOB/A).


5 Vergütung

5.1 Für die vollständigen und mangelfreien Leistungen des AN nach diesem Vertrag wird ein Gesamtpauschalfestpreis i.H.v.

netto	__________________ €
zzgl. 19 % USt.	__________________ €
brutto	__________________ €
	
vereinbart. Durch diesen Gesamtpauschalfestpreis sind sämtliche zur Erstellung des vertragsgegenständlichen Objekts erforderlichen Lieferungen, Arbeiten sowie Herstellungs- und Planungsleistungen abgegolten. Lohn- und/oder Materialpreisklauseln sind nicht vereinbart.

Sofern sich die gesetzliche Umsatzsteuer erhöht, versteht sich der Nettopauschalfestpreis zzgl. der dann geltenden Umsatzsteuer und wird nach den hierfür geltenden gesetzlichen Bestimmungen abgerechnet.




5.2 [bookmark: _Hlk211595805][bookmark: _Hlk174623968]Einheitspreise Entsorgung (Zulage) kontaminiertes Aushubmaterial sofern erforderlich:

	25 t Bodenaushub <= BM-0* gem. EBV, 
	max. 3% Bauschutt/Steinanteil, KL max. 100 mm vorbehaltlich
	freier Anlagenkapazitäten, Temporäre Maßnahme 
	AVV-Nr.: 170504	0,00	 €/Fuhre netto

	25 t Bodenaushub <= BM-F1 gem. EBV,
	max. 10% Bauschutt/Steinanteil, 
	AVV-Nr.: 170504	0,00 	€/to netto

	50 t Bodenaushub <= BM-F2 gem. EBV, 
	max. 10% Bauschutt/Steinanteil, 
	AVV-Nr.: 170504	0,00 	€/Fuhre netto

	25 t Bodenaushub <= BM-F3 gem. EBV, und DK 0 gem. DepV
	max. 10% Bauschutt/Steinanteil, 
	AVV-Nr.: 170504	0,00	€/to netto

	25 t Bodenaushub <= BM-F3 gem. EBV, und DK I gem. DepV
max. 10% Bauschutt/Steinanteil, 
AVV-Nr.: 170504	0,00	€/to netto

	25 t Bodenaushub <= DK II gem. DepV
AVV-Nr.: 170504	0,00	€/to netto

	Beprobung gemäß DepV (Vwv BW) 	0,00	€     netto


5.3 [bookmark: _Hlk102057344]Die Vergütung und Rechnungsstellung richtet sich nach dem Zahlplan mit Terminplan (Anlage #). Dieser wird nachträglich Vertragsbestandteil.

5.4	Der AG ist gemäß § 48 EstG verpflichtet, vom Zahlbetrag einen Steuerabzug i.H.v. 15 Prozent für Rechnung des AN vorzunehmen, wenn keine Freistellungsbescheinigung gemäß § 48b EStG bis spätestens zum Zeitpunkt der Zahlung vorgelegt wird. Die Freistellungsbescheinigung gemäß § 48b EStG ist vor Ausführungsbeginn bei der Vergabestelle vorzulegen. Zur Sicherstellung der dem AN und seiner Nachunternehmer obliegenden Zahlungsverpflichtungen kann der AG darüber hinaus vom Zahlbetrag einen Einbehalt i.H.v. jeweils 2,5 Prozent bei fehlenden Nachweisen über die ordnungsgemäße Zahlung der Beiträge zur Berufsgenossenschaft sowie bei fehlenden Nachweisen über die ordnungsgemäße Zahlung der Urlaubskassenbeiträge und in Höhe von jeweils 10 Prozent bei fehlenden Nachweisen über die ordnungsmäße Zahlung des Mindestlohns sowie bei fehlenden Nachweisen über die ordnungsgemäße Zahlung der Krankenkassenbeiträge vornehmen, es sei denn der AN weist ein geringeres Haftungsrisiko nach. Die vorgenannten Nachweise dienen der Exkulpation des AG nach § 28e Abs. 3 a, b SGB IV (i.V.m. § 150 Abs. 3 SGB VII), bzw. § 13 MiLoG, § 14 AEntG und können durch Vorlage geeigneter Unbedenklichkeitsbescheinigungen und/oder geeigneter anderer Nachweise des AN und seiner Nachunternehmer abgelöst werden.

6 Ausführungsfristen (§ 5 VOB/B)

6.1 Fristen für Beginn und Vollendung der Leistung (=Ausführungsfristen):

6.1.1	Mit der Ausführung ist zu beginnen:
	☒
	01.03.2027 geplanter Ausführungsbeginn

	☐


☐
	voraussichtlich Monat/Jahr eingeben
☐ Baubeginn spätestens _____ Werktage nach Zugang des Auftragsschreibens
☐ Baubeginn spätestens 12 Werktage nach Zugang der Aufforderung durch den Auftraggeber
nach der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Frist für den Ausführungsbeginn.



6.1.2	Die Leistung ist zu vollenden (abnahmereif fertigzustellen):
	☒
☐
	am  03.11.2028 Fertigstellungsfrist
gemäß den unter 1.2 Einzelfristen/Zwischenfristen genannten Fristen

	☐	innerhalb von Zahl Werktagen nach vorstehend angekreuzter Frist für den Ausführungsbeginn

	☐
	in der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Fertigstellungsfrist.

	
	


Die Fertigstellung/ Bezugsfertigkeit ist dem AG unverzüglich schriftlich anzuzeigen, damit dieser seine diesbezüglichen Mitteilungspflichten gegenüber dem Fördermittelgeber erfüllen kann.

Der AG weist ausdrücklich darauf hin, dass das gesamte Bauvorhaben einschließlich der Außenanlagen gemäß der als Anlage 1.2.5_KRO24_GU_DahrlehensvertragKfW.pdf). beigefügten Förderzusage bis spätestens zum 26.11.2029 vollständig abzuschließen ist, damit die Förderzusage wirksam bleibt. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungen so zu planen, zu koordinieren und auszuführen, dass dieser Termin eingehalten werden kann.
Der Auftragnehmer haftet nur für Schäden, die auf eine von ihm zu vertretende Verzögerung zurückzuführen sind. 
Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass bei Verlust der Förderfähigkeit nach den Förderbedingungen für den Begünstigten ein Schaden entstehen kann. 

6.1.3	Verbindliche Fristen (=Vertragsfristen)
	
	Vertragsfristen gemäß § 5 Absatz 1 VOB/B sind die unter Ziff. 6.1.1 und 6.1.2 dieses Vertrages vereinbarten Fristen für Beginn und Vollendung der Leistung.

Der Bauzeitenplan mit Planstand [_____________], Plannummer [_____________] wurde vorgelegt und abgestimmt und gilt hiermit vertraglich vereinbart. Die im Bauzeitenplan genannten Einzelfristen gelten als Vertragsfristen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, diesen Bauzeitenplan während des Bauablaufs fortzuschreiben und dem Auftraggeber jeweils zu übergeben.

Ergänzend zu den Fristen für Beginn und Vollendung der Leistung werden folgende Einzelfristen als Vertragsfrist vereinbart:

	
	☐   aus dem beigefügten Bauzeitenplan:  

	
	      Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	Datum

	
	      Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.	Datum

	
	

	
	☒   Einzelfristen/Zwischenfristen

	
		      Ausführungsplanung Beginn				10.11.2026






7 Vertragsstrafe

7.1	Der Auftragnehmer hat bei Überschreitung der unter 6.1.3 als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen oder der Frist für die Vollendung als Vertragsstrafe für jeden Werktag des Verzugs zu zahlen: 
0,1 Prozent der im Auftragsschreiben genannten Auftragssumme ohne Umsatzsteuer; Beträge für angebotene Instandhaltungsleistungen bleiben unberücksichtigt. Die Bezugsgröße zur Berechnung der Vertragsstrafe bei der Überschreitung von als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen ist der Teil dieser Auftragssumme, der den bis zu diesem Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht. 

7.2	Die Vertragsstrafe wird auf insgesamt 5 Prozent der im Auftragsschreiben genannten Auftragssumme (ohne Umsatz-steuer) begrenzt. Bei der Überschreitung von als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen ist die Vertragsstrafe auf den in 7.1 genannten Prozentsatz des Teils der Auftragssumme (ohne Umsatzsteuer) begrenzt, der den bis zu diesem Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht.

7.3	Verwirkte Vertragsstrafen für den Verzug wegen Nichteinhaltung als Vertragsfrist vereinbarter Einzelfristen werden auf eine durch den Verzug wegen Nichteinhaltung der Frist für die Vollendung der Leistung verwirkte Vertragsstrafe angerechnet. Die Vertragsstrafe ist auf einen weitergehenden Schadensersatzanspruch anzurechnen.

8 Sicherheiten

8.1 Sicherheit für die Vertragserfüllung
Zur Sicherung der ordnungsgemäßen und termingerechten Ausführung der Vertragsleistungen leistet der AN dem AG eine Vertragserfüllungssicherheit i.H.v. 5 % der vorläufigen Netto-Auftragssumme.

8.2	Sicherheit für Mängelansprüche
Zur Sicherung der dem AG zustehenden Mängelansprüche leistet der AN dem AG eine Mängelhaftungssicherheit in Höhe von 3 % der Abrechnungssumme.

8.3	Bürgschaften 
Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist dafür das jeweils einschlägige Formblatt des Auftraggebers zu verwenden, und zwar für Vertragserfüllungsbürgschaft die Anlage G-40j_VHB_Vertragserfuelllungsbuergschaft_421 und für die Mängelhaftungsbürgschaft die Anlage G-40j_VHB_Maengelanspruechebuergschaft_422.

8.4	Es gilt 17 VOB/B.

9 Abtretungen
Der AN ist nicht berechtigt, die sich aus diesem Vertrag ergebenden Rechte ohne schriftliches Einverständnis des AG abzutreten oder zu verpfänden. Der AG kann seine Zustimmung zu der Abtretung oder Verpfändung vorher erteilen oder die Abtretung nachträglich genehmigen.


10 Abnahme/Mängelansprüche
Die Abnahme und die Mängelhaftung richten sich nach den Regelungen der VOB/B. Der AG und der AN verlangen die förmliche Abnahme gemäß § 12 Abs. 4 Nr. 1 VOB/B.

11 Versicherungen

11.1 Betriebshaftpflicht
Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber spätestens zwei Wochen nach Zuschlagserteilung den Nachweis über das Bestehen einer Betriebshaftpflichtversicherung mit folgenden Spezifikationen nachzuweisen:

mindestens 3.000.000 EUR je Versicherungsfall für Personen- und Sachschäden sowie mindestens 1.000.000 EUR je Versicherungsfall für sonstige Schäden (echte/unechte Vermögensschäden), die Versicherungssumme für das Umwelthaftpflichtrisiko und für das Umweltschadenrisiko außerhalb der selbstgenutzten Grundstücke, nicht jedoch am Grundwasser und nicht an vermieteten/verpachteten Grundstücken beträgt mindestens 3.000.000 EUR pauschal für Personen, Sach- und Vermögensfolgeschäden.

Die Gesamtleistung des Versicherers innerhalb eines Versicherungsjahres muss mindestens das Dreifache dieser Deckungssummen betragen.

Kommt der Auftragnehmer dieser Verpflichtung auch nach Aufforderung des Auftraggebers in Textform unter Setzung einer Nachfrist von mindestens einer Woche nicht nach, ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen.

11.2 Bauleistungsversicherung
[bookmark: _Hlk187852104]Der AN ist verpflichtet eine Bauleistungsversicherung abzuschließen. Der AN trägt die Versicherungsprämie. 

12 Baustrom, Bauwasser, Wärme
Der AN trägt die Kosten für Bauwasser, Baustrom. Wärme wird nach Verbrauch abgerechnet.

13 Verkehrssicherungs- und Reinigungspflicht

13.1 Der AN übernimmt alle Verkehrssicherungs-, Reinigungs-, Räum- und Streupflichten für das Baugrundstück, die Baustelleneinrichtungsflächen und die angrenzenden Bauteile sowie die angrenzenden Nachbar- und öffentlichen Grundstücksflächen, Straßen und Wege. Die Verkehrssicherungspflicht im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben übernimmt der AN.  

13.2 Dem AN obliegt die Sicherung der Baustelle und der Schutz der angrenzenden umliegenden Bauteile sowie der Nachbar- und öffentlichen Grundstücke und Straßen und Wege vor Beschädigung und Verschmutzung. Im Bereich der Baustelle und ihren Nebenanlagen hat der AN Schnee und Eis zu beseitigen, soweit das zur Erfüllung der vertraglichen Leistungen erforderlich ist.

13.3 Der AN übernimmt alle erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung- und Aufrechterhaltung des Baustellen- und angrenzenden öffentlichen Verkehrs, der notwendigen Absperrungen, Verkehrsregelungen, Beschilderungen und Beleuchtungen.

13.4 Der AN ist verpflichtet, bei der Ausführung der ihm beauftragten Leistungen eine Schmutz-, Lärm- und Staubbelästigung der Nachbarn, Anwohner und Nutzer der an das Baugrundstück angrenzenden Straßen, Wege und Grundstücke so gering wie möglich zu halten und hiergegen Vorkehrungen zu treffen.

13.5 Der AN übernimmt ferner die Reinigung und die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands der von ihm zur Realisierung des Bauvorhabens etwaig in Anspruch genommenen Nachbargrundstücke, öffentlichen Flächen (insbes. Gehwege und Straßenflächen) und der Flächen auf dem Baugrundstück. Die öffentlichen Zufahrtsstraßen und –wege sowie die angrenzenden umliegenden Grundstücke und Bauteile sind vom AN stets von eigenen Verschmutzungen sauber zu halten. Bei Erforderlichkeit ist die Reinigung dieser Flächen und Bauteile jeweils unverzüglich, spätestens bis zum Ablauf des auf die Entstehung der Verschmutzung folgenden Werktages vorzunehmen.

13.6 Durch den AN schuldhaft verursachte Schäden an öffentlichen Flächen und angrenzenden umliegenden Grundstücken und Bauteilen sind vom AN zu beseitigen bzw. zu reparieren. Die Baustelle ist, – soweit seine Leistungen betroffen sind, – vom AN täglich aufzuräumen.

13.7 Hinsichtlich der vorstehenden Pflichten haftet der AN auch für das Verhalten seiner Subunternehmer und Lieferanten.

13.8 Die Verpflichtungen des AN aus dieser Ziff. 12 des Vertrages bestehen bis zur Abnahme aller vom AN geschuldeten Leistungen und Räumung der Baustelle. Darüber hinaus bestehen diese Verpflichtungen des AN auch bei Ausführung etwaiger bei Abnahme vorbehaltener Restleistungen, bei Beseitigung etwaiger bei Abnahme vorbehaltener Mängel sowie sonstigen Mängelbeseitigungsmaßnahmen des AN. Auch in diesen Fällen übernimmt der AN die Verkehrssicherungs- und Reinigungspflicht für die von ihm durchgeführten Arbeiten.

14 Planungsunterlagen / Urheberrecht

14.1 Der AG darf alle Planungsunterlagen einschließlich Daten auf Datenträgern für die vertragsgegenständliche Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen, ändern und verwerten. Dieses Recht steht ihm auch am fertigen Bauwerk zu und auch dann, wenn nicht alle Leistungen an den AN übertragen wurden. Der AG ist außerdem berechtigt, das Bauwerk nach seiner Fertigstellung ohne Mitwirkung des AN zu modernisieren und/oder in sonstiger Weise den aktuellen Erfordernissen anzupassen. Dies gilt auch dann, wenn hierdurch wesentliche Änderungen am Bauwerk vorgenommen werden müssen.

14.2 Der AG ist auch bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags berechtigt, die Planung und/oder das Bauwerk ohne Mitwirkung des AN und ohne Zahlung eines Nutzungsentgeltes zu vollenden. In der vertraglich vereinbarten Pauschalvergütung ist die Übertragung sämtlicher urheberrechtlicher Nutzungsbefugnisse enthalten und damit abgegolten.

14.3 Dem AN steht an den für den AG gefertigten Plänen und sonstigen Unterlagen kein Zurückbehaltungsrecht zu.

15 Werbung
	Werbung auf der Baustelle ist nur nach vorheriger Zustimmung des Auftraggebers zulässig.

16 Gerichtsstand/Rechtswahl

16.1 Erfüllungsort für die Leistungen aus diesem Vertrag ist Karlsruhe.
16.2 Als örtlicher Gerichtsstand wird, soweit gesetzlich zulässig, Karlsruhe vereinbart.
16.3 Auf diesen Vertrag findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts Anwendung. Die Vertragssprache ist deutsch.



17 Schlussbestimmungen

17.1 Sollten Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein, so ist dies ohne Einfluss auf die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen. Die unwirksame oder nicht durchführbare Bestimmung ist durch eine rechtsgültige und durchführbare Bestimmung zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der zu ersetzenden Bestimmungen am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, falls sich eine ergänzungsbedürftige Regelungslücke in diesem Vertrag ergeben sollte, sofern Anhaltspunkte für einen Regelungswillen der Parteien bestehen.

17.2 Mündliche oder schriftliche Nebenabreden sind nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, soweit keine notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist. Von der Schriftform kann nur durch schriftliche Vereinbarung abgewichen werden.



	

	
	
	
	

	Karlsruhe,      
	Volkswohnung GmbH
	
	Ort,      
	Vertragspartner
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